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	1.1.0	2023.1164	Beschlussantrag über die Zugänglichkeit von sensiblen Einbürgerungsdaten


Die Bürgerrechtskommission hat am 27. September 2022 den folgenden Beschlussantrag an den Gemeinderat eingereicht:

Beschlussantrag Zugänglichkeit von sensiblen Einbürgerungs-Daten im Sinne von Art. 42 f. GVGR 
Der Gemeinderat wird aufgefordert, zu prüfen, ob die sensiblen Daten der Einbürgerungs-
Dossiers wirklich allen Gemeinderät:innen zugänglich sein müssen. 

Antrag der Bürgerrechtskommission: Die Dossiers sollen in Zukunft nur noch den Mitglie-dern der Bürgerrechtskommission zugänglich sein. Hingegen sollen die Mitglieder des 
Gemeinderats auf Anfrage Einsicht in die Dossiers bekommen. 

Begründung:  
Seit der Einführung des CCMI-Geschäftsverwaltungssystems sind die gesamten Dossiers der einbürgerungswilligen Personen allen Mitgliedern des Gemeinderates zugänglich. Die 
Mitglieder der Bürgerrechtskommission erachten diese Zugänglichkeit als unverhältnismässig, da es sich zum Teil um persönliche sensible Daten handelt.  

Wädenswil, 27. September 2022 
Hans Roth, Präsident der Bürgerrechtskommission


Bericht der Geschäftsleitung

Die Geschäftsleitung hat bei RA Dr. Markus Rüssli abklären lassen, wie der Beschlussantrag der Bürgerrechtskommission zu beurteilen sei. Weiter wurde die Gelegenheit genutzt, abzuklären, wie es mit einer Teilnahmepflicht der Einbürgerungskandidatinnen und -kandidaten aussieht und wie die Publikation der Beschlüsse auszusehen hat.

Im vorliegenden Bericht der Geschäftsleitung geht es aber lediglich um das Thema des Beschlussantrags.

Der Antwort von RA Rüssli ist folgende:

"In der Stadt Wädenswil ist der Gemeinderat für die Erteilung des Gemeindebürgerrechts zuständig (Art. 17 Ziff. 9 der Gemeindeordnung). Die Einbürgerungsgesuche werden von der sechsköpfigen Bürgerrechtskommission geprüft; diese stellt dem Gemeinderat Antrag.

In den Dossiers der Einbürgerungskandidatinnen und -kandidaten finden sich zahlreiche sensible persönliche Daten. Es ist offensichtlich, dass zwischen dem Recht auf Schutz ihrer Privatsphäre auf der einen und dem Informationsanspruch des Einbürgerungsorgans auf der anderen Seite ein Spannungsverhältnis besteht. Art. 17 des Bundesgesetzes über das Schweizer Bürgerrecht (Bürgerrechtsgesetz, BüG) verpflichtet die Kantone daher dafür zu sorgen, dass bei der Einbürgerung im Kanton und in der Gemeinde die Privatsphäre beachtet wird (Abs. 1). Den Stimmberechtigten dürfen nur die Staatsangehörigkeit, die Aufenthaltsdauer sowie die Angaben, die zur Beurteilung der Einbürgerungsvoraussetzungen erforderlich sind, bekanntgegeben werden, nicht aber weitere Daten (Abs. 2). Abs. 3 sieht schliesslich vor, dass die Kantone bei der Auswahl der Daten den Adressatenkreis berücksichtigen.

Art. 17 BüG ist auf Einbürgerungen an der Gemeindeversammlung zugeschnitten. Je grösser der Personenkreis ist, der Informationen über einen Gesuchsteller erhält, desto heikler ist die Datenbekanntgabe. Aus diesem Grund beschränkt Art. 17 Abs. 2 BüG die Daten, die den Stimmberechtigten bekanntgegeben werden dürfen, obwohl die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger an der Gemeindeversammlung letztlich über die Einbürgerung entscheiden.

Bei Einbürgerungen durch das Gemeindeparlament ist der Kreis der Informationsempfänger wesentlich kleiner als bei Einbürgerungen an der Gemeindeversammlung, wo alle Stimmberechtigten im Vorfeld der Gemeindeversammlung im Beleuchtenden Bericht Angaben zu den Kandidatinnen und Kandidaten erhalten. Der Gemeinderat von Wädenswil setzt sich aus 35 Mitgliedern zusammen. Im Unterschied zu den Stimmberechtigten unterstehen diese der Schweigepflicht nach § 8 des Gemeindegesetzes. Dadurch ist die Privatsphäre der Gesuchstellerinnen und Gesuchsteller wesentlich besser geschützt.

Einbürgerungen durch ein zur Verschwiegenheit verpflichtetes Gemeindeorgan sind also wesentlich weniger heikel als Einbürgerungen durch die Gemeindeversammlung. Die Bekanntgabe der Daten an alle Mitglieder des Gemeinderates durch Einsichtnahme in die Akten auf dem Intranet ist nicht unverhältnismässig. Hinzu kommt, dass die Gemeinderatsmitglieder grundsätzlich Anspruch auf Einsicht in die Kommissionsprotokolle und -akten haben, soweit diese nicht ausdrücklich dem Kommissionsgeheimnis unterstellt werden (Art. 28 lit. d Geschäftsverordnung des Gemeinderats der Stadt Wädenswil). Diese Überlegungen sprechen gegen die von der Bürgerrechtskommission beantragte Beschränkung des Zugangsrechts.

Nach dem Gesagten ist es mit dem Schutz der Privatsphäre der Einbürgerungskandidatinnen und -kandidaten vereinbar, wenn das gesamte Einbürgerungsdossier allen Mitgliedern des Gemeinderates über das Intranet zur Verfügung gestellt wird. Die von der Bürgerrechtskommission geforderte Beschränkung ist nicht erforderlich. Dem Gemeinderat steht es allerdings frei, die Datenbekanntgabe gegenüber den Mitgliedern des Gemeinderates einzuschränken. In einem solchen Fall müsste festgelegt werden, welche Daten dem Gemeinderat auf jeden Fall bekanntgegeben werden müssen, damit über das Einbürgerungsgesuch entschieden werden kann. Das sind mindestens die Angaben gemäss Art. 17 Abs. 2 BüG."

Nach den Ausführungen von RA Rüssli ist die Zurverfügungstellung des kompletten Dossiers für den Gesamtgemeinderat nicht unverhältnismässig und eine Anpassung der Wädenswiler Praxis ist aus rechtlicher Sicht nicht notwendig. Dennoch bestünde die Möglichkeit der Einschränkung der Akteneinsicht für den Gesamtgemeinderat. Diese Einschränkung darf aber nicht die Mindestangaben gemäss Art. 17 Abs. 2 BüG betreffen und eine solche Einschränkung müsste in einem referendumsfähigen Erlass geregelt werden.

Obschon die Bedenken der Bürgerrechtskommission bezüglich heikler Daten verständlich sind, gilt es auch zu berücksichtigen, dass es sich bei den Mitgliedern des Gemeinderates um eine beschränkte Anzahl Personen handelt, welche der Schweigepflicht unterstehen. Hinzu kommt, dass die GR-Mitglieder grundsätzlich Anspruch auf Einsicht in die Kommissionsprotokolle / -akten haben. 

Eine Einschränkung der Einsicht in die Dossiers würde eine neue Aktenzusammenstellung erfordern und teilweise auch einen Zusammenzug von Daten auf einem neuen Formular. Die Mindestangaben gemäss Art. 17 Abs. 2 BüG befinden häufig zusammen in Dokumenten mit weniger essentiellen Angaben. Zudem müsste ein neuer Erlass verabschiedet oder die GV-GR einer Teilrevision unterzogen werden. Dieser Mehraufwand steht aus Sicht der Geschäftsleitung nicht in einem vernünftigen Verhältnis zum Zweck einer rechtlich nicht nötigen Einschränkung. Die Geschäftsleitung beantragt demzufolge dem Gemeinderat, dem Beschlussantrag der Bürgerrechtskommission nicht nachzukommen und diesem einen negativen Antrag zu stellen.

Antrag der Geschäftsleitung

Die Geschäftsleitung beantragt dem Gemeinderat den Beschlussantrag der Bürgerrechtskommission vom 27. September 2022 abzuweisen. 
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